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86. ordentliche Delegiertenversammlung der EVP der Schweiz 
 
Ja zu Schengen/Dublin und zur Personenfreizügigkeit 
 
An ihrer Delegiertenversammluing haben die 133 Delegierten der Evangelischen Volkspar-
tei der Schweiz (EVP) in Frauenfeld sowohl zu den Abkommen von Schengen und Dublin 
wie auch zur Ausdehnung der Personenfreizügigkeit die Ja-Parole beschlossen. Weiter 
haben sie eine Resolution zum Umgang mit dem Islam in der Schweiz verabschiedet. 
 
Nationalrat Luzi Stamm (SVP, AG) warb bei den Delegierten der EVP der Schweiz für ein Nein 
zu Schengen/Dublin. Stamm argumentierte unter anderem, dass die am  5. Juni 2005 zur Ab-
stimmung kommenden Verträge dazu dienen, einen EU-Beitritt der Schweiz zu erleichtern. Dem 
entgegengesetzt vertrat EVP-Nationalrat Heiner Studer (AG) die Meinung, dass mit einem Ja zu 
Schengen/Dublin in keiner Weise über einen möglichen Beitritt zur Europäischen Union ent-
schieden würde. Studer betonte darüber hinaus die Vorteile der ausgearbeiteten Abkommen. 
Insbesondere wies er auf deren Effizienz bei der Kriminalitäts- und Terrorismusbekämpfung hin. 
Er bezeichnete sie zudem als wirksame Instrumente zur Verminderung des Asylmissbrauchs. 
Die Delegierten der EVP beschlossen in der folgenden Abstimmung mit 109 zu 12 Stimmen die 
Ja-Parole zu Schengen/Dublin. 
 
In der Diskussion um die Ausdehnung der Personenfreizügigkeit auf die neuen EU-
Mitgliedstaaten trat der Aargauer Nationalrat Luzi Stamm ein weiteres Mal als Contra-Referent 
an. Der SVP-Politiker und AUNS-Vizepräsident begründete seine Position damit, dass mit dem 
Freizügigkeitsabkommen beispielsweise die Einwanderung in die Schweiz zunehmen und die 
Arbeitslosigkeit im Land ansteigen würde. Demgegenüber empfahl EVP-Nationalrat Ruedi 
Aeschbacher (ZH) den Anwesenden ein Ja zur Ausdehnung der Personenfreizügigkeit. Er argu-
mentierte unter anderem, dass dank der flankierenden Massnahmen ein Lohdumping vermieden 
werden könnte und fügte in diesem Zusammenhang weiter an, dass sich ausländische Unter-
nehmer an die arbeitsrechtlichen Bestimmungen der Schweiz halten müssten und nicht von un-
fairen Wettbewerbsvorteilen profitieren könnten. Diese Massnahmen sorgen laut Aeschbacher 
für einen „abgefederten und behutsamen Anpassungsprozess“. Die Delegierten fassten in der 
Folge mit 98 zu 20 Stimmen die Ja-Parole zur Ausdehnung des Freizügigkeitsabkommens. 
 
Im Anschluss haben die EVP-Delegierten zudem eine Islam-Resolution verabschiedet. Darin 
nimmt die Partei in sieben Punkten Stellung zum Umgang mit dem Islam in der Schweiz. Inhalt-
lich verweist die Resolution auf die im Christentum verwurzelte Wertordnung und Prägung unse-
rer Landes. Sie betont darüber hinaus die Unantastbarkeit der Glaubensfreiheit und fordert eine 
auf Gegenseitigkeit beruhende Toleranz insbesondere in der bundesrätlichen Aussenpolitik. Des 
Weiteren nimmt die EVP mit der Islam-Resolution zu aktuellen Diskussionen explizit Stellung. So 
lehnt sie unter anderem ein generelles Kopftuchverbot ab und fordert christlichen Religionsunter-
richt auf der Primarschulstufe. 
 
Die Nein-Parole zum Partnerschaftsgesetz hat die Partei bereits im Januar in Olten beschlossen. 
 
Frauenfeld, 30. April 2005 
 
 
 
 
Für Auskünfte: 
 

Nationalrat Dr. Ruedi Aeschbacher, Parteipräsident der EVP der Schweiz: 076 379 33 84 
Joel Blunier, Generalsekretär der EVP der Schweiz: 076 379 76 79 
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